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R U N D F U N K B E I T R AG

NDR-Mitarbeiterin widerspricht ARD
Der umstrittene Rundfunkbeitrag ist verfassungswidrig – zu
diesem Schluss kommt ausgerechnet eine Mitarbeiterin der
Hauptabteilung Finanzen des NDR. Anna Terschüren, 29,
hat nebenberuflich eine Doktorarbeit über die „Reform der
Rundfunkfinanzierung in Deutschland“ geschrieben. Ihr
 Urteil fällt vernichtend aus: Der Beitrag sei in vielerlei
 Hinsicht „gleichheitswidrig“; zudem verstoße er gegen die

Finanzverfassung. Sie hält die Haushaltsabgabe in Höhe von
17,98 Euro im Monat für eine Steuer. Denn: Sie werde
 „voraussetzungslos“ geschuldet, es gebe keine individuelle
Gegenleistung für die Entrichtung, die Gruppe der Beitrags -
zahler lasse sich nicht von der Allgemeinheit abgrenzen und
habe keinen Sondervorteil. Ähnlich argumentieren auch der
Staatsrechtler Christoph Degenhart sowie Jung-Jurist Erma-
no Geuer, der in Bayern Popular-Klage gegen den Rundfunk-
beitrag einreichte. Wie Terschürens Expertise bei ihrem
 eigenen Arbeitgeber ankommt, ist bisher nicht bekannt.
„Ich scheue die Auseinandersetzung nicht, die Arbeit ist
 wissenschaftlich profund“, sagt Terschüren. 

S P I E G E L - A F FÄ R E

Finderglück
Verteidigungsministerium und Kanzler-
amt haben versucht, die Ermittlungen
zur SPIEGEL-Affäre zu manipulieren:
Sie wollten ein Gutachten des Bundes-
nachrichtendienstes (BND) beeinflussen,
das der Bundesgerichtshof im Strafver-
fahren gegen SPIEGEL-Redakteure an-
gefordert hatte. Das belegen Akten, die
der BND jetzt freigab. Das Verteidi-
gungsministerium hatte 1962 in einem
Gutachten behauptet, der SPIEGEL
habe mit einer Titelgeschichte über die
Bundeswehr einen „außergewöhnlich
schwerwiegenden Einbruch in den Ge-
heimbereich“ der Streitkräfte begangen;
das Magazin bestritt dies. Ein Karlsruher
Untersuchungsrichter forderte beim
BND eine weitere Expertise zur Frage
an, ob die publizierten Fakten „dem
 Osten bereits bekannt waren“ und daher
„nicht mehr als Staatsgeheimnisse anzu-
sehen“ seien. Am 18. April 1963 verlang-
te das Verteidigungsministerium vom
Kanzleramt, der BND möge sich „vor
Abgabe“ des Gutachtens mit der Hardt-
höhe abstimmen, damit „in der Haupt-
verhandlung durch die Sachverständi-
gen“ des BND und des Verteidigungs -
ministeriums „keine sich widersprechen-
den Gutachten erstattet werden“. Das
Kanzleramt gab das rechtswidrige Ansin-
nen an den ihm unterstellten BND wei-
ter. Zum Glück für die Redaktion lag das
BND-Gutachten bereits bei Gericht. Es

wirkte entlastend, da
der BND die Vorwür-
fe, das Magazin habe
Geheimnisse verraten,
nicht bestätigte. Die
jetzt erfolgte Freigabe
von Akten zur SPIE-
GEL-Affäre markiert
eine Zäsur. Bislang
hatte der BND er-
klärt, entsprechende
Unterlagen nicht
 finden zu können.
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NRW-Ministerpräsidentin 
Hannelore Kraft

SPIEGEL-Titel 48/1962

M E D I E N P O L I T I K

1,6 Millionen für 
Journalismus-Stiftung 

Die Landesregierung Nordrhein-
Westfalens will für ihre geplante Jour-
nalismus-Stiftung kein Geld aus dem
Landesetat verwenden, sondern Ein-
nahmen aus dem öffentlich-recht -
lichen Rundfunkbeitrag. Mit dieser
Konstruktion soll einerseits die Staats-
ferne der Einrichtung gesichert wer-
den. Andererseits würde sie dazu füh-
ren, dass künftig über die „Stiftung
Vielfalt und Partizipation“ Pressever-
lage indirekt von der Abgabe für den
öffentlich-rechtlichen Rundfunk pro-
fitieren. Das geht aus dem Entwurf
für ein neues Landesmediengesetz
hervor, der am Montag veröffentlicht

werden soll. Geplant ist, dass aus dem
Etat der Landesanstalt für Medien,
der sich aus einem festen Anteil am
Rundfunkbeitrag speist, jährlich 1,6
Millionen Euro an die Stiftung flie-
ßen. Sie soll mit dem Geld eine
 Professur für Lokaljournalismus, Re-
cherchestipendien sowie Aus- und
Weiterbildung von Medienschaffen-
den fördern. Anders als bisher be-
kannt soll das Land selbst zudem kein
Gesellschafter der Stiftung werden.
Die Landesanstalt soll das renommier-
te Grimme-Institut laut Gesetzent-
wurf künftig mit 850000 statt bisher
550000 Euro jährlich unterstützen. 


